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IN dEr gESUNdhEITSpOlITIK MArSchIErT 
jEdE pArTEI IN EINE ANdErE rIchTUNg
Die steigenden Kosten im Gesundheitswesen gehören seit Jahren zu den grössten Sorgen der Schweizerinnen und Schweizer.  
Dass die Politik in absehbarer Zeit eine Lösung für das Problem findet und die Sorgen somit beseitigen kann, ist nicht anzunehmen.  
Zu unterschiedlich sind die Lösungsansätze der verschiedenen Parteien. 
jonas grossniklaus

Arbeitslosigkeit, Altersvorsorge und das ge-

sundheitswesen – das sind die dringendsten 

probleme gemäss dem Sorgenbarometer des 

gfS bern und der credit Suisse. die Konsumen-

tenstimme wollte darum von den wichtigsten 

Schweizer parteien wissen, welche Vorstösse 

sie in der nächsten legislaturperiode planen, 

um die Kostenexplosion im gesundheitswesen 

zu stoppen. Angefragt worden sind SVp, Sp,  

Fdp, cVp, grüne sowie die grünliberalen und  

die bdp.

Bis zu 1 Mrd. Einsparungen dank Managed Care

bei den vorgeschlagenen Massnahmen und 

Vorstössen interessiert besonders, wie die par-

teien zu den projekten stehen, bei denen der 

politische prozess bereits abgeschlossen ist 

oder kurz vor dem Abschluss steht. Kurz vor der 

Umsetzung stehen die Spitalfinanzierung und 

die Einführung von Fallpauschalen. SVp und 

BDP unterstützen die Spitalfinanzierung expli-

zit. die grüne partei möchte hingegen bei den 

Fallpauschalen eine gestaffelte Einführung mit 

flankierenden Massnahmen. Damit soll auch 

verhindert werden, dass zusätzliche Kosten auf 

die prämienzahler oder das gesundheitsperso-

nal abgewälzt werden.

die gleiche Forderung stellen die grünen für 

Managed Care. Dieses Projekt befindet sich auf 

der Zielgeraden des parlamentarischen prozes-

ses. An der Unterstützung von SVp, Fdp und cVp 

sollte Managed care jedoch nicht scheitern, alle 

drei parteien setzen sich für diese Vorlage ein. 

Die SVP verspricht sich davon Effizienzsteige-

rungen und eine angepasste Kostenbeteiligung 

im ambulanten bereich. die Fdp erhofft sich von 

Managed care gar eine Einsparung von 1 Milliar-

de Franken. bei der Umfrage nicht in die Karten 

blicken lassen haben sich bezüglich Managed 

care die Sp, die bdp und die grünliberalen.

Droht die Zwei-Klassen-Medizin?

Mittel- bis langfristig möchte die SVp den  

Vertragszwang zwischen Krankenkassen und 

leistungserbringern lockern. ganz aufheben 

möchten diesen die grünliberalen. Auch beim 

leistungskatalog haben SVp und glp klare 

Forderungen: die grünliberalen wollen in die-

sen nur dann neue Medikamente aufnehmen, 

wenn die Medikamente einen den Mehrkos-

ten entsprechenden Mehrwert haben. geht  

es nach dem Willen der SVp, bleibt es nicht bei  

dieser kritischen Medikamentenprüfung, son-

dern der leistungskatalog an sich wird gestrafft 

und dafür die Zusatzversicherung ausgebaut. 

dies wirft die Frage auf, ob mit einer solchen 

Massnahme nicht ein Schritt in richtung Zwei-

Klassen-Medizin gemacht wird. bei den Medi-

kamentenpreisen sieht die glp zudem noch 

weitere Sparmöglichkeiten. So sollen mit der 

Zulassung von parallelimporten die preise  

gesenkt werden.

Eigenverantwortung und Qualität

die günstigsten Versicherten sind die perso-

nen, die gar nicht krank werden. Mit prävention 

lässt sich somit der Kostenanstieg dämpfen. 

darum möchte die bdp die bevölkerung zu  

Noch befindet sich das Gesundheitswesen nicht auf dem Weg der Besserung
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Komfortansprüche sowie Verhinderung unnö-

tigen Konsums von gesundheitsleistungen. 

• Rahmenbedingungen, die eine flächendecken-

de, qualitativ hochstehende hausarztmedizin 

fördern respektive welche die position der 

hausärzte stärken. die Kooperation der leis- 

tungserbringer in regionalen gesundheitszen-

tren (Spitäler, Alters- und Pflegeheime, häus-

liche und spitalexterne Krankenpflege und 

hausärzte) ist zu fördern.

• Eine bessere Koordination der Spitzenmedizin  

 in der Schweiz.

• Eine konsequente Umsetzung der neuen  

 Spitalfinanzierung.

• Die Bevölkerung mit einer zielgerichteten Prä-

vention zu einer gesundheitsfördernden le-

benshaltung motivieren.

«Stärken der Gesundheitskompetenzen  

der Bevölkerung»

• Aufhebung des Vertragszwangs zwischen 

Krankenkassen und Ärzten für eine grund- 

legende Änderung des gesundheitswesens. 

• Konsum- und Gewinnmöglichkeiten in der 

grundversicherung drosseln. Quersubventi-

onierungen zu lasten der grundversicherten 

konsequent unterbinden. 

• Anreize wie ein differenzierter Selbstbehalt  

fördern die Wahl von günstigen Versicherungs- 

und behandlungsmodellen. dabei ist die  

Wahlfreiheit zu erhalten. Sie soll aber nicht 

kostenlos sein.

• Mit verbindlichen Behandlungspfaden zielge-

richtet und damit kostensparend behandeln. 

• Stärken der Gesundheitskompetenzen der Be-

völkerung  (z.b. durch prävention), damit sie   

 ihre Eigenverantwortung im gesundheitswe-

sen wahrnehmen kann.

• Mit der Zulassung von Parallelimporten für Me-

dikamente preissenkungen im Medikamenten-

markt realisieren.

• Aufnahme von neuen Medikamenten und Be-

handlungen in den grundleistungskatalog nur, 

wenn den Mehrkosten entsprechender Mehr-

wert gegenübersteht.

«Keine Wunder in Sachen Kostensenkung»

die SVp unterstützt die derzeit in bearbeitung 

befindlichen Vorlagen für Managed Care-Mo-

delle zur Effizienzsteigerung und zu einer an-

gepassten Kostenbeteiligung im ambulanten 

Bereich sowie die neue Spitalfinanzierung zur 

Erhöhung von Transparenz, Vergleichbarkeit und 

Wettbewerb im stationären bereich. Wir dürfen 

von diesen Massnahmen jedoch keine Wunder 

in Sachen Kostensenkung erwarten. 

die SVp wird deshalb mittel- bis langfristig wei-

tere Schritte fordern wie z.b. die Überprüfung 

und Straffung des obligatorischen grundleis-

tungskataloges mit Ausbau der Zusatzversiche-

rungen oder die lockerung des Vertragszwan-

ges zwischen leistungserbringern (z.b. Ärzten, 

Spitälern, heimen) und Versicherern. Eine noch 

stärkere regulierung und Entwicklung in rich-

tung staatliches gesundheitswesen (z.b. Ein-

heitskrankenkasse) lehnt die SVp hingegen ab.

«Mehr Mittel für Prämienverbilligungen»

Um eine sozialverträglichere Finanzierung zu 

erreichen, strebt die Sp eine Entlastung der 

haushalte mit kleinen und mittleren Einkommen 

bei der grundversicherung an. dazu müssen 

bund und Kantone mehr Mittel für prämienver-

billigungen bereitstellen und die Verbilligungen 

müssen schweizweit vereinheitlicht werden. die 

belastung eines haushalts durch die Kranken-

kassenprämien soll 8 prozent des steuerbaren 

Einkommens nicht überschreiten dürfen. 

Ausserdem will die Sp der Initiative «für eine 

öffentliche Krankenkasse» zum durchbruch 

verhelfen. damit kann der unsinnige und teure 

Wettbewerb um junge und gesunde Versicherte 

gestoppt werden. Investitionen in prävention 

und in eine koordinierte, qualitativ gute betreu-

ung müssen sich lohnen. Eine öffentliche Kran-

kenkasse mit kantonalen Agenturen schafft 

zudem mehr Transparenz bei der prämienge-

staltung und spart Verwaltungskosten ein. die 

Unterschriftensammlung dieser breit abgestütz-

ten Volksinitiative läuft noch bis am 1. August 

2012.

«Kämpfen für Managed Care»

das gesundheitssystem muss den gesellschaft-

lichen Veränderungen angepasst werden. re-

formen sind dringend nötig, um die steigenden 

Kosten in den griff zu bekommen, gleichzeitig 

aber die Qualität weiterhin zu gewährleisten. 

das Engagement der beiden Fdp-gesundheits-

minister couchepin und burkhalter trägt bereits 

Früchte: 2010 konnte der Kostenanstieg ge-

bremst werden. Während Sp und SVp im letzten 

herbst konkrete lösungen verhinderten, kämpft 

die Fdp jetzt und auch nach den Wahlen für die 

Managed care-Vorlage, die jährlich Einsparun-

gen von einer Milliarde Franken ermöglicht. Ma-

naged care bedeutet integrierte Versorgungs-

netze und diese stellen ein wichtiges Mittel zur 

Verbesserung der Pflege und zur Effizienzsteige-

rung dar.

Unsere Massnahmen: 

•   Wir kämpfen für die Qualität, weil bessere 

Qualität die Kosten eindämmt. Z.b. haben wir 

die gründung einer unabhängigen health-

Technology-Assessment-Agentur verlangt.

• Wir kämpfen gegen Billigkassen: Dank der har-

ten Arbeit der Fdp-deputation wird die Verfei-

nerung des risikoausgleiches in der  Managed 

care-Vorlage geregelt.

• Wir sind für mehr Transparenz (Vereinfachung)  

im bereich der Finanzierung. die zurzeit exis-

tierenden falschen Anreize müssen abge-

schafft werden.

«Qualität zum besten Preis»

die cVp will die Kostenexplosion im gesund-

heitsbereich stoppen. Qualität zum besten  

preis ist das Ziel. das wird erreicht mit einer  

Mischung aus Wettbewerb und staatlicher  

regulierung.

Durch mehr Transparenz, effizientere Kontrol-

len, bessere Koordination unter den leistungs-

erbringern und einer plafonierung der Ausgaben 

steigern wir wieder den gesunden Wettbewerb. 

Um Familien zu entlasten, kämpfen wir für den 

Erlass der Krankenkassenprämien für Kinder. 

die integrierte Versorgung wollen wir gesetzlich 

verankern und schaffen fünf versorgungstech-

nisch sinnvolle gesundheitsregionen. Weiter 

bauen wir das Angebot an palliativmedizin  

aus, damit der Würde und dem Befinden  

schwerkranker patienten mehr rechnung getra-

gen werden kann.

«Förderung der Komplementärmedizin»

die grüne partei fordert kurzfristig soziale 

und gerechte prämienvergütungen, welche die  

prämienerhöhungen kompensieren. 

Um längerfristig die Kosten im gesundheits-

wesen in den griff zu bekommen, wollen die 

grünen die besonders teure high-Tech-Medizin 

zentralisieren.

Weiter sollen die Fallpauschalen (drg) gestaf-

felt und nur mit flankierenden Massnahmen ein-

geführt werden. dies bedeutet, dass vorderhand 

nur die wichtigsten diagnosen im drg-Modell 

aufgenommen werden. Die flankierenden Mass-

nahmen betreffen die behandlungsqualität, 

die Aus- und Weiterbildung des personals, die 

Kostenkontrolle im ambulanten Spitalbereich,   

die Spitex und die reha. In all diesen berei-

chen und auch bei Managed care muss verhin-

dert werden, dass zusätzliche Kosten auf die 

prämienzahler oder das gesundheitspersonal 

abgewälzt werden. Ein weiteres Element zur 

Kostenlinderung ist die bessere Förderung der 

Komplementärmedizin.

«Konsequente Umsetzung  

der neuen Spitalfinanzierung»

die bdp fordert im gesundheitswesen:

• Mehr Eigenverantwortung des Einzelnen durch 

herabsetzung überhöhter behandlungs- und 
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2   Gesundheitspolitik Werbeverbote   3

WErbUNg SOrgT  
FÜr SINKENdE prEISE
«Werbung verteuert die Produkte» – diese Annahme führt immer wieder zu politischen 

Initiativen, um vermeintlich teure Werbung zu verbieten, auch bei der obligatorischen 

Krankenversicherung. Dabei belegt eine Studie genau das Gegenteil.

jonas grossniklaus

Werbung für ein produkt erhöht den preis für 

das produkt, so die weit verbreitete Meinung. 

In diesem Sinne argumentiert auch der bundes-

rat in der Vernehmlassung des Krankenversi-

cherungs-Aufsichtsgesetzes (KVAg). das KVAg 

sieht in Artikel 19 die Möglichkeit vor, dass der 

bundesrat Vorschriften betreffend der Entschä-

digung der Maklertätigkeit und der Kosten für 

Werbung erlassen kann. begründet wird dies 

unter anderem auch mit «Einsparungen auf dem 

gebiet der sozialen Krankenversicherung».

jedoch zeigt die Wissenschaft, dass Werbever-

bote produkte sogar teurer machen. Eine empi-

rische Untersuchung des US-brillenmarktes von 

lee benham ist hierzu für Ökonomen bis heute 

richtungsweisend: Im Falle von Werbeverboten 

ist mit höheren preisen zu rechnen, als wenn 

Werbung erlaubt ist.1

benham untersuchte den preis von brillen in 

verschiedenen US-bundesstaaten. Einige Staa-

ten hatten Werbeverbote erlassen. In anderen 

bundesstaaten war das bewerben von brillen 

ohne Einschränkungen möglich. das «erstaunli-

che» resultat: In bundesstaaten, in denen Op-

tiker ihre brillen nicht bewerben durften, waren 

diese zwischen 25 und 100 prozent teurer als in  

Staaten ohne Werbeverbot.

die Studie liefert auch gleich die gründe für die-

ses resultat: Für die Konsumenten setzen sich 

die Vollkosten eines produkts aus Verkaufs-

preis, Informations- und beschaffungskosten 

zusammen. Unter den Informationskosten ver-

steht man den Aufwand, der nötig ist, um alle 

für den Kauf relevanten Informationen zu erhal-

ten. die beschaffungskosten fassen Aufwände 

wie Fahrkosten oder die dafür benötigte Zeit zu-

sammen. Zwischen dem Verkaufspreis und den 

Informationskosten der Konsumenten besteht 

ein direkter Zusammenhang: der Verkaufspreis 

sinkt, wenn die Konsumenten gut informiert 

sind. Und das sind sie umso mehr, wenn die 

Informationskosten tiefer sind. Wenn also Wer-

bung die Konsumenten über produktalternati-

ven, mehrere bezugsmöglichkeiten und deren 

preise informiert, führt sie zu tieferen preisen.

Was für den US-brillenmarkt gilt, dürfte auch 

auf das schweizerische Krankenkassensystem 

zutreffen: Sind die Konsumenten über Anbieter-

Alternativen informiert, steigt der druck auf die 

Kassen, möglichst tiefe prämien anzubieten. In 

der Folge versuchen die Kassen, möglichst effi-

zient zu arbeiten und eine wirksame Kostenkon-

trolle zu haben. gemäss Santésuisse-präsident 

claude ruey entdecken die Krankenkassen 

jährlich falsche Arzt- und Spitalrechnungen in  

der höhe von zwei Milliarden Franken.2 Ein wei-

terer beleg: der Anteil der Verwaltungskosten 

an den gesundheitskosten verringerte sich von  

8.6 prozent im 1996 auf 5.6 prozent im 2009.

Wird der Wettbewerb unter den Krankenkassen 

abgewürgt, wären die prämien um einiges hö-

her als unter Wettbewerbsbedingungen. Würde  

man benham zugrunde legen, um 25 bis 100 

prozent. Oder mit anderen Worten: durch Wer-

beverbote drohen den Versicherten Mehrkosten 

von 5 bis 25 Milliarden Franken.   •

dIE pOSITIONEN IN dEr gESUNdhEITSpOlITIK

Werbeverbot: 

Die Kleinen haben das Nachsehen

die im KVAg vorgesehene Möglichkeit, die 

Ausgaben für Werbung und die Entschädi-

gung von Maklern einzuschränken, wäre 

ein Nachteil für kleine Krankenkassen.  

Zu diesem Schluss kommt der renommierte 

gesundheitsökonom prof. dr. peter Zweifel 

von der Universität Zürich in einem NZZ-

Artikel.1 gemäss Zweifel erlaubt ein pro-

visionsmodell besonders Auftraggebern 

mit kleinem Werbebudget, Neukunden zu  

vertretbaren Kosten zu gewinnen. die gros-

sen der branche können hingegen durch 

flächendeckende Werbefeldzüge den Ein-

schränkungen ausweichen. der geplante 

KVAg-Artikel droht also den grossen Kassen 

in die hände zu spielen. Sie können ihren 

besitzstand ohne wesentliche Anstrengun-

gen wahren. Kleine Kassen werden die Etab-

lierten kaum mehr konkurrenzieren können. 

Selbst dann nicht, wenn sie neuartige Ideen 

und Lösungen anbieten.   •

Erschienen in der NZZ vom 8. juni 2011 1

einer gesundheitsfördernden lebenshaltung be- 

wegen. Auch die glp erachtet die prävention  

als wichtig.

Muss jemand trotz prävention zum Arzt, ist es 

zentral, dass er dort die bestmögliche Qualität 

erhält. denn wenn man ein gesundheitliches 

problem mit der geeigneten Massnahme schnell 

in den griff bekommt, ist dies günstiger als eine 

langwierige behandlung mit vielen rückschlä-

gen. bei der Qualität setzen Sp, Fdp und cVp an.

Finanzierung anpassen

Neben den Massnahmen, die zumindest in der 

Theorie die Kosten dämpfen sollten, schlagen 

einige parteien Massnahmen vor, die nur die 

Finanzierung der gesundheitskosten betreffen, 

deren Wachstum aber nicht bremsen. So will die 

cVp Kindern die Krankenkassenprämien erlas-

sen, um Familien zu entlasten. Sp und grüne for-

dern angemessene Entlastungen durch höhere 

prämienverbilligungen. längerfristig gehen die 

Sozialdemokraten noch einen Schritt weiter und 

möchten eine öffentliche Krankenkasse mit kan-

tonalen Agenturen schaffen.

die Antwort, was die verschiedenen Vorschläge 

und Forderungen bringen, bleiben die parteien 

weitgehend schuldig. Einzig die Fdp wagt bei 

Managed care eine konkrete Schätzung. Weni-

ger positiv eingestellt ist die SVp: Sie erwartet 

keine Wunder in Sachen Kostensenkung. Sollte 

sie recht behalten, dürfte das gesundheitswe-

sen noch längere Zeit einen Spitzenplatz bei 

den Sorgen der Schweizer bevölkerung einneh-

men.   •

1  lee benham – The Effect of Advertising on the price of Eyeglasses. 
  In: The journal of law and Economics, Vol. 15, No. 2, Okt. 1972

2  Vgl. NZZ am Sonntag vom 8. November 2009
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Schweizerinnen und Schweizer bezahlen ihr Auto gerne bar. Dies 

zeigt eine repräsentative Umfrage von comparis.ch vom April 2011. So  

werden 3 von 4 Privatfahrzeugen mit Bargeld oder per Rechnung beglichen. 

Geleast worden ist nur jedes siebte Auto (14%). Etwas weniger, nämlich  

11 Prozent der Autokäufe, sind auf andere Weise – etwa durch einen  

Privatkredit – bezahlt worden.

diese Zahlen stützen sich auf die Aussagen von rund 1120 personen aus 

allen Schweizer Sprachregionen, die zum Thema Autofinanzierung befragt 

worden sind. 

gerade ältere Autokäufer scheinen mit leasing auf Kriegsfuss zu stehen: 

bei den über 55-jährigen Autofahrern sind es stattliche 84 prozent, die ihr 

Fahrzeug bar bezahlen. dies nicht ganz zu Unrecht: barzahlung ist immer 

noch die günstigste Art der Autofinanzierung, denn es fallen dabei keine 

leasing- oder privatkredit-gebühren und Zinskosten an.

das Finanzierungsverhalten unterscheidet sich nach Sprachregion. Sind 

in der deutschen Schweiz 4 von 5 Wagen (81%) bar bezahlt worden, sind 

es im Tessin und in der Westschweiz weit weniger (56% resp. 60%). Eine 

rationale Erklärung für diese regionalen diskrepanzen gibt es keine.  

Offensichtlich bestehen aber regionale Mentalitätsunterschiede bezüg-

lich der Wichtigkeit von Mobilität. die statistisch erfasste Motorfahrzeug-

dichte bestätigt diese Aussage. gibt es im Kanton Tessin 606 Autos auf  

1000 Einwohner, sind es in der Waadt 507, im Kanton Zürich 482 und in 

basel-Stadt gerade 335.

Bei den Neuwagen hat der Preis kaum Einfluss auf die Wahl der Finanzie-

rung. Anders bei den Occasionen: hier liegt der durchschnittspreis ei-

ner geleasten Occasion bei 38‘766 Franken. der durchschnittspreis der 

gebrauchtwagen, die bar bezahlt wurden, ist erheblich tiefer, nämlich  

23‘163 Franken. dennoch ist leasing im Neuwagenmarkt weiter verbreitet 

als bei den Occasionen. So sind nur gerade 6 prozent der Occasionsautos 

geleast, während es bei den Neuwagen 23 prozent sind. (mb)   •

3 VON 4 AUTOS bAr bEZAhlT 

Roaming-Gebühren: Es tut sich wasKundenzufriedenheit ist prämienresistent

Ein starker Prämienanstieg hat auf die Zu-

friedenheit der Kunden mit der Krankenkasse  

wenig Einfluss. Dies zeigt die aktuelle Kunden-

 zufriedenheitsumfrage von comparis.ch. 

die Versicherten haben ihre Krankenkasse in 

den letzten beiden jahren praktisch gleich gut 

bewertet wie in den jahren zuvor. dies, obwohl 

in den zwei vergangenen jahren die prämien im 

durchschnitt massiv gestiegen sind. 

Für die Umfrage haben im Mai 2011 über 5200 

Nutzerinnen und Nutzer von comparis.ch die 

Freundlichkeit und Kompetenz der Mitarbeiten-

den, die Verständlichkeit der Kundeninforma-

tionen sowie die Qualität der Abrechnung ihrer 

Krankenkasse bewertet.

bei der bewertung der einzelnen Krankenkas-

sen führt Agrisano die rangliste der 20 grössten 

Kassen an. Unter allen Krankenversicherern sind 

es Innova, Kolping und provita, die die besten 

Noten erhalten haben. (mb)   •
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Krankenkassen dürfen Prämien veröffentlichen

Vor einem Jahr hatte das Bundesamt für  

Gesundheit (BAG) den Krankenkassen verboten, 

die Prämien für das kommende Jahr vor deren 

Genehmigung zu veröffentlichen oder an Dritte 

weiterzugeben.

das bAg räumt nun ein, dass keine rechtli-

che grundlage für ein solches Verbot bestehe.  

Somit dürfen die Krankenkassen die prämi-

en der obligatorischen Krankenversicherung  

noch vor deren amtlichen genehmigung veröf-

fentlichen.

Für die Versicherten ist dieser Entscheid  

positiv. Viele wollen Zusatz- wie grundversiche-

rung gleichzeitig wechseln. das ist aber schwie-

rig, wenn die Zusatzversicherung bis Ende 

September gekündigt werden muss, die grund-

versicherungsprämie dann aber noch nicht  

bekannt ist. (mb)   •

Die Roaming-Gebühren der Schweizer Mobil-

funkanbieter sind, wie in der letzten Konsumen-

tenstimme thematisiert, unverschämt hoch. Die  

massiven Gebühren im Ausland verärgern auch  

Schweizer Politikerinnen und Politiker. Nun  

kommt langsam Bewegung in die Sache.

bereits im September des vergangenen jahres 

hatte Nationalrat christoph von rotz (SVp) ein 

postulat zur Senkung der hohen roaming-Tarife 

eingereicht. der bundesrat sah damals aber kei-

nen akuten handlungsbedarf.

jetzt hat auch die Nationalrätin Ursula Wyss (Sp) 

eine Motion eingereicht. Ihre Forderung: höchst-

tarife für Schweizer Telecomanbieter für handy-

gebühren im Ausland. die Motion ist noch nicht 

behandelt worden. Man darf also weiterhin ge-

spannt sein. (mb)   •
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